
Die Schweizer Wirtschaft wird im lau-
fenden Jahr auf eine harte Belastungs-
probe gestellt. Der starke Franken, ge-
paart mit der Verschuldungskrise und 
einer schwächelnden Weltkonjunktur, 
bremst die Wachstumsdynamik und ge-
fährdet Arbeitsplätze. Aber auch an der 
politischen Front mangelt es nicht an 
Herausforderungen, wie Gerold Bührer, 
Präsident von Economiesuisse, im Rah-
men der Jahresmedienkonferenz erklär- 
te. «Die AUNS-Initiative ‹Staatsverträge 
vors Volk› schwächt unseren aussenpo-
litischen Handlungsspielraum und muss 
im ureigenen nationalen Interesse ab-
gelehnt werden.»

Economiesuisse wird diese Initiative 
ebenso aktiv bekämpfen wie jene von 
Travail Suisse, die allen Schweizer Ar-
beitnehmenden sechs Wochen Ferien 
zugestehen will. Gerade in stürmischen 
Zeiten könnten sich viele Unternehmen 

diese zusätzliche finanzielle Belastung 
gar nicht leisten, erläuterte Bührer. Die 
Initiative gefährde vor allem Arbeits-
plätze.

Sechs Schwerpunkte  
bei der Wirtschaftspolitik
Mit Blick auf die neue Legislatur will 
der Dachverband der Wirtschaft gemäss 
Präsident Bührer sechs wirtschaftspoli-
tische Schwerpunkte setzen. Dabei stellt 
Economiesuisse folgende Forderungen 
in den Mittelpunkt:

��  Geldpolitik
 Die bewährte Unabhängigkeit der Na-
tionalbank muss gerade angesichts 
des stürmischen Umfelds unangetas-
tet bleiben. Es darf unter keinen Um-
ständen zugelassen werden, dass die 
Nationalbank als Folge der jüngsten 
Vorkommnisse verpolitisiert und in 

ihrem Auftrag eingeengt wird. Geld-
politisch ist die Verfolgung der Wech-
selkurs-Untergrenze unbedingt wei-
terzuführen.
��  Aussenwirtschaftspolitik
 Zur besseren Erschliessung neuer 
Märkte muss die Schweiz ihr Netz von 
Freihandelsabkommen noch dichter 
knüpfen. Gefährlich wäre eine Kündi-
gung der Personenfreizügigkeit mit 
der EU. Dies würde die bilateralen 
Verträge mit der EU gefährden und 
ist auf alle Fälle zu vermeiden.
��  Finanz- und Steuerpolitik
 Nachdem sich die Schuldenbremse 
bei den Bundesfinanzen bewährt hat, 
braucht es ein vergleichbares Instru-
ment auch für die Sozialversicherun-
gen. Eine wichtige Massnahme zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandorts ist 
zudem die Umsetzung der Unterneh-
menssteuerreform III.

Economiesuisse

Für Innovation und Unternehmergeist
Economiesuisse stellt für das laufende Jahr klare wirtschaftspolitische Forderungen – im Rahmen 
eines Programms mit sechs Schwerpunkten. Vehement bekämpft der Dachverband der Wirtschaft 
die Initiativen für sechs Wochen Ferien und «Staatsverträge vors Volk». Einsetzen will er sich 
hingegen für den Innovations- und Forschungsstandort Schweiz sowie die Unabhängigkeit der 
Schweizerischen Nationalbank, die nicht verpolitisiert werden dürfe.
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Die Schweizer Industrie (im Bild ein Produktionsbereich von ABB) ist auf Forschung und Innovationsfähigkeit angewiesen.
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��  Energie-, Umwelt- 
und Infrastrukturpolitik
 Für die angestrebte Energiewende 
müssen Leitplanken gesetzt werden, 
um die Machbarkeit sicherzustellen. 
Aus Sicht der Wirtschaft stehen dabei 
die Versorgungssicherheit, konkur-
renzfähige Preise und Umweltfreund-
lichkeit im Vordergrund. Die Verkehrs-
infrastruktur muss gezielt ausgebaut 
und verursachergerecht finanziert 
werden.
��  Bildung und Forschung
 Die Förderung der Innovation und ins-
besondere der technischen Fachbe-
reiche (MINT) ist mit Blick auf den glo-
balen Wettbewerb besonders wich- 
tig. Im Bundesbudget müssen Ausga- 
ben für Bildung und Forschung in 
den kommenden Jahren Priorität ge- 
nies sen.
��  Regulierung
 Bei der Ausgestaltung der Regulie-
rung ist vermehrt der Wettbewerbs-
fähigkeit Rechnung zu tragen. Der 
«Swissness»-Schutz muss unbürokra-
tisch umgesetzt werden. Die Volksin-
itiative für sechs Wochen Ferien ist 
im Interesse der Wirtschaft und der 
Arbeitsplätze abzulehnen. Beim Ge-
genvorschlag zur «Initiative gegen die 
Abzockerei» sind die Aktionärsrech- 
 te zu stärken, doch muss auch die 
Attraktivität des Wirtschaftsstandorts 
Schweiz gewahrt bleiben.

Bilaterale  
nicht aufs Spiel setzen
Klar entgegentreten will Economiesuis- 
se auch allen Initiativen, welche die Zu-
wanderung massiv einschränken oder so- 
gar ganz verbieten wollen. Die Schweiz 

habe von der Personenfreizügigkeit mit 
der EU in den vergangenen Jahren stark 
profitiert, bekräftigte die Verbandsspitze. 
Economiesuisse bestreite nicht, dass die 
vermehrte Zuwanderung auch negative 
Begleiterscheinungen zeitige. Diese sei - 
en aber gezielt anzugehen – und es sei 
nicht im Interesse der Schweiz und der 
Wirtschaft, mit einer Kündigung des Per-
sonenfreizügigkeitsabkommens die ge-
samten bilateralen Verträge mit der EU 
fahrlässig aufs Spiel zu setzen.

Mit Innovationen den 
Produktionsstandort stärken
Nebst der Bekämpfung von wirtschafts-
feindlichen Vorstössen setzt sich Eco-
nomiesuisse im neuen Jahr verstärkt für 
den Innovations- und Forschungsplatz 
Schweiz ein. Die Schweiz gehört heute 
zu den innovativsten Ländern der Welt. 
Diese Position gilt es aus Sicht von Chris-
toph Mäder, Vizepräsident von Econo-
miesuisse und Präsident des Wirtschafts-
verbands Scienceindustries, unbedingt 
mit hervorragenden Rahmenbedingun-

gen zu verteidigen und – wo möglich – 
weiter auszubauen.

Die Zusammenarbeit und Vernetzung 
der Hochschulen und der Industrie 
könne weiter verbessert und die Zulas-
sung innovativer Produkte beschleunigt 
werden, erklärte Mäder. Ausserdem gel-
te es, durch die Vermeidung von weite-
ren Belastungen für die Unternehmen 
die schleichende Abwanderung produ-
zierender Betriebe zu verhindern – denn 
Produktion und innovative Prozesse sei - 
en eng miteinander verzahnt und auf-
einander angewiesen.

Gefahr von Etatismus 
und Protektionismus
Direktor Pascal Gentinetta unterstrich 
in seinem Referat zur Bedeutung des 
Unternehmertums, «dass der Erfolg der 
Schweizer Wirtschaft im Wesentlichen 
auf die Innovationskraft der Unterneh-
mer zurückzuführen ist, und nicht etwa 
auf eine staatlich verordnete Industrie-
politik». Gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten sei die Gefahr von Etatis-
mus und Protektionismus aber allge- 
genwärtig.

Für Economiesuisse seien Unterneh-
mergeist und Innovation die tauglichs-
ten Rezepte, um die Krise bewältigen 
zu können, betonte der Direktor. Das 
Verständnis für unternehmerische Inno-
vation sei auch eine zentrale Vorausset-
zung, damit für die Unternehmen gute 
Rahmenbedingungen geschaffen wür-
den. Gentinetta kündigte schliesslich 
an, dass Economiesuisse bald eine In-
novationsstudie veröffentlichen werde, 
welche die Erfolgsfaktoren für das Un-
ternehmertum und die Innovation in 
unserem Land aufzeige. � (Pfi.)
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Klare Forderungen: Gerold Bührer, 
Präsident von Economiesuisse.


